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In dem Rechtsstreit
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Verkündet an Klägerin und Revisionsklügerin,

9.‚ Dez. 1365 ’

g e'g e n

oo°ncoooon.nc...-co.....oonooooccnouuoooooao.-onc

Beklagte und Hevisionsbeklegte,

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 9° Dezember 1965

Qurch

Senatsgräsident P e n q u i t t

— Vorsitzender —
Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter ‘ Dr„ E c k e r,

Bundessozialrichter G l a u e b e c k und

\ — Bundessozialrichter W e b e r

für Recht erkannt:

Das Urteil des tandeesozialgerichts'Rheinland—Pfalz
vom 23„ Januar 1963 und das Urteil des Sozialgerichts
Speyer vom 19° Juni 1961 werden aufgehoben°

Die Beklagte wird unter entsgrechender Anderung
ihres Bescheides vom 28° Oktober 1959 verpflichtet,
die Vergleichsberechnung nach Art° 2 9 42 des Ar—
beiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzcs
durchzuführen und uer nlägerin die sich danach er—
gebende höhere Rente vom 1° August 1959 an zu ge—
rühren°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergeriehtlichen
Kosten des Rechtsstreits zu erstatten°
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Es ist streitig, ob die Versichertenrente der Klägerin

nach den vor dem 1° Januar 1957 geltenden Vorschriften

oder nach neuem Recht zu berechnen ist° .= i'v« !

Die im Jahre 1894 geborene Klägerin bezieht seit 1949

■itwenrente aus der Invalidenversicherung ihres im Jahre

1941 gestorbenen Ehemannes° Die Voraussetzungen zum Ren—

tenbczug erfüllte sie damals insofern, als sie 55 Jahre

alt war un* vier lebende kinder geboren hatteo Von 1950d

bis hai 1959 war die Äläderin selbst versicherungspflich—

Ü (D U
)

O 51 („ }.
1

C
1" }.
J

tig 'gto Für diese Zeit sind hinreichend Beiträge

zur Erfüllung der Wartezeit nachgewiesen; davon sind

sieben honatsbeiträge für 1957 und neun für 1958 entrich—

tet° Seit August 1959 ist die Klägerin berufsunfähig°

Burch bescheid vom 280 Oktober 1959 gewährte die Beklagte
der Klägerin Rente wegen Berufsunfähigkeit vom 1° August

1959 an° Sie berechnete die Leistung nach den seit dem

1° Januar 1957'geltenden Vorschriften° Eine Vergleichsbe—

rcchnunw nach Art‚ 2 5 42 des Arbeiterrentenversicherungs-

Neuregelungsgesetzes (ArVNG) lehnte sie wegen des Fehlens

von zwei Monatsbeitragen für das Uehr 1957 abo Zwei im

Dezember 1959 — nach Eintritt des Versicherungsfalles

der Berufsunfähigkeit — von der Klägerin nachentrichtcte

Monatsbeiträge von je 14,— DM erkannte die Beklagte nicht

als berücksichtigungsfähig ano ’ _

Gegen den Bescheid vom 28„ Oktober 1959 hat die Klägerin

Klage erhoben und die — höhere ; Vergleichsrente nit

folgender Begründung gefordert: Art° 2 5 42 ArVNG ent—

halte, soweit er iür den Anspruch auf die Vergleichsbe—

rechnung die Entriohtung von neun Monatsbeitragen seit

1957 verlange, Grundgedanken des früheren Anwartschafts—
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rechts. Deshalb „Uses auch der Grundsatz des @ 1264

Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung (RVG) aF gelten,

nach & m der Bezug auch einer Witwenrente zur ßrhaltung

der Anwartschaft aus der eigenen Versicherung genüge.

somit 2301 sie nicht verpflichtet gewesen, sich den An—

spruch auf die Vergléichsrente durch danrx1che Ent—

_1cqttrv von neun B.:onatsbeit1agen von 1957 an zu erhalten.

Demgegenüber hat die Beklagte die Meinung vertreten, daß

nur Ee11eher einer Rente aus eiwener Versicherung von der

Entriehtung der in Art. 2 $ 42 ArVNG ve113ngten neun

Mona-t . 1tr'te bei1ei*; seien, nicht aber Bezieher einer

Witwen— oder nitwe1r WT'e.

Die Klage hat in den Vorinstanzen keinen Erfolg gehabt

(Urteil des öozialgerichts — SG — Sneyer vom 19. Juni 1961,
‚L

ndess LM;11“€Tl”ht — LSG — Rheinland—Pfalz9Lrt eil des pr

vom 23. J „nuzr 1963). Das Berufungsgericht hat im wesent—

lichen ausgef‘L hrt: l'acb
% 1264 Abs. 3 letzter Satz RVO aF

sei die Klägerin bis zum 31. Dezember 1956 allerdings nicht

verpflichtet gewesen, zur Erhal tung der Anwar sch91i't aus

ihrer eigenen Kontenversicherung jährlich 26 uochenbeiträg6

zu leisten. Die erwähnte Vorschriit gelte jedoch seit dem

1. Januar 1957 nicht mehr. Sie habe keinen allg emeinen

Rechtsgedanken enthalten, der im neuen Recht ■ortgeltun;

bee nspruclen könne. Die einst sinnvolle Ausnahmevorschriit

sei sinnwidrig geworden, nachdem die Voraussetzungen für

den Bezug der Witwenrente immer mehr gelockert worden

seien und man schließlich — am 1. Januar 1957 — allgemein

und äu51°-:oi s bei & Grundsatz der unuedi ngLen Witwen—

rente a1g lan*t sei

Das 159 hat die Revision zugelassen.
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Die Klägerin hat Revision eingelegt und beantragt,

'unter Aufhebung der Urteile der Vorinstanzen

und unter entsprechender Änderung des Beschei—

des der Beklagten vom 28„ Oktober 1959 diese

zu verurteilen‚ die Vergleichsberechnung nach

Art° 2 @ 42 ArVNG durchzuführen und ihr die
sich ■anaeh ergebende höhere Rente vom 1, August

1959 an zu zahlen, '

Die Beklagte beantragt,

die ■evision zurückzuweiseno

Die Revision ist Zulässig und begründet„

Entgegen der Auffassung der Vorinsuanzen hat die im

Jahre 1959 berufsunfähig gewordene Klägerin Anspruch

auf die sogenannte Vergleichsrente, obwohl für das

Kalenderjahr 1957 — die übrigen Voraussetzungen des

Art° 2 @ $2 ArVEG sind erfüllt — nicht neun, sondern

nur sieben Monatsbeiträge entrichtet worden sind; die

im Dezember 1959 für 1957 nachentriehteten Beitrage

sind nicht wirksam, weil damals der Versicherungsfall

bereits eingetreten rar (@ 1419 Abs„ 1 BVD),

Wie bereits in mehreren Entscheidungen des Bundessozial—

gerichts (BSG) aufgezeigt werden ist, hat die Neurege—

lung der Rentenversicherung im Jahre 1957 zwar im Grund—

satz das alte Anwartschaftsrecht beseitigt, gleichwohl

aber feste anwartschaftlicher Gedanken beibehalten

(vgl° BSG 11, 254, 256; 15, 271, 279; 20, 282, 284;

SozR HVO @ 1276 Nro 3)() Dies gilt vor allem für die

Regelung des Art„ 2 @42 ArVNG, daß ein Versicherter,
wenn er nicht des — unter bestimmten Voraussetzungen

gegebenen — Anspruchs auf die Vergleichsbereohnung ver—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


lustig gehen will, vom 1° Januar 1957 an für jedes Kalender—

jahr vor dem Kalenderjahr des Versicherungsfalles mindestens

neun „on„toueitiage zu
entrichten hat tegen der Weitergeltung

von Resten des alten
Anwartschuftsrechts

ist es gerechtfertigt,

bei der Anwendung der in Rede stehenden Vorschriften Grund—

sätze, die dem nnuar„schuit recht immanent waren, zu über—

nehmen (vgl„ BSG 20, 282)o Dementsprechend hat bereits des BSG

den Grunds te des @ 1264 Abs„ 3 Satz 1 EVO aF — danach waren
vom Eintritt der llvalidität an zur Erhaltung der Anwartscheft

keine 3-eitrige mehr
er1orlerlich — in der Weise auf Art° 2

5 42 ArVNG ents reciend angeJa ndt9 da ein erwerbsuniähiger

und deswegen r ntenbercch tig ter Versicherter nicht mindestens

neun Mon: äsbei*räge zu entrichten braucht, um die Durchführungt

der Vergieichsberechnung für seine Hinterbliebenen zu siche'
4)„ Nach der Auffassunr des erkennenden Senats ist

es gerecht ertigt und gebeten, auch dem Satz 5 des 9 1264

Abs° 3 RVG aF —
danach wer für dieD ‘rhaltung der Anwartschaft

der Bezug einer Invaliden—‚ Witwcné OÖGTditwerrente der

Invalidität gleichgestellt —eine gewisse Bedeutung für das
Erfordernis des Art° 2 % 42 ArVNG‚ 'ährlich mindestens neun

Monats beitrdge zu en Nichten, eeizumessen„ Dem LSG is t aller—

dings zuzugeben, daß die Gleic stellung des Bezugs einer

Witwenrente mit der invalidität der Vers ieherten (batz 3 aaO)

en innerer Berec t; gung im Lauie der Zeit verioren hato Als

die Vors chri1t du1cn Verordnung vom 17„ Mai 1934 (RGBl°_I

419) in die BVG aufgen0mmen wurde, war sie sinnvoll un.d ange—

bracht; denn damals wär die Gewährung der Witwenrente_an

strenge Voraussetzungen — [“V‘7lalt“t der Witwe oder Voll—

endung des 65„ Lebensjahres — gein1üpi “t° Daß man unter diesen,

7 .fa1l die Leistv gs1uhig101t uuv00hließenuen Umständen

von der üitwe keine wei te1e Beit1egsleis tung erwartete, war

verständlich° In der Folgezeit wurden aber die Anspruchsvoraus—

setzungen für die Witwenrente in der *nvalidenversicherung

wiöderholt‚ vor allem durch das Sozialversicherungs .Anpessuncs
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gesetz vom 17 Juni 1949 (WiGBl° So 99) Selookert; für

Vers icherungsfälle vom 1„ Juni 1949 an war man schon

damals'bei dem Grundsatz der unbedingten Witwenrentegah—
gelangt, der seit 1957 allgemein auch für die Rentenver—

sicherung der Arbeiter gilt„ Die Änderungen in den.

vera ussetzun„ en für den Bezug der Witwen1ente recht—,

ie1tiren es jedoch nicht, dem Gedanken des @ 1264 Abs° 5

Satz 3 EVO aF jede Bedeutung bei der Anwendung des Arte

42 A1VNG- „b usprechen° Nach 9 1253 Abs° 2 BVD aF

gar
eine versicherte Ehefrau nach dem Tode ihr 3 Ehe—

I\J ’/

mennes aus der eigenen Versicherung schon dann invaliden—

rentenberechtigt, wenn 7 vorausgesetzt‚ daß die ■artezeit

erfüllt und die Anwartschaft erhalten war — sie das 55„

Lebensjahr vollendet und mindestens vier lebende Kinder

geboren hatte; sie war also im Bezug der dente aus der

eigenen Versicherung einer invaliden Versicherten gleich—

gestellt Dieese Gleichstellung muß nach der Auffassung

des denats bei der Anwendung des Art° 2 @42 ArVNG be—
achtet werde. Das bedeutet, daß eine Versicherte, die

Witwenrente aus der invalidenversicherung bezog, weil

sie — wie die Klägerin — die oben angeführten per—
sönlichen Voraussetzungen des % 1256 Abs° 1 Nro*4 EVO
eV erfüllt hatte, nicht jährlich neun Monetsbeiträge

zu entrichten brauchte, um sich aus ihrer eigenen Ver—

sicherung den Anspruch auf diaVergleichsberechnung zu
erhalten()

Hiernech hat die Beklagie der Klägerin zu Unrecht die

Vergleichsrente versagt° Die klagabweisenden Urteile der
Vorinstanzen müssen aufgehoben werden; die Beklagte

ist unter entsprec ender Anderung ilres Bee cizeides vom

280 Oktober 1959 zu verpflichten, dem Klageantrag zu
entsprechen„
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Die Entsehcidung über die Kosten ergeht in Anwendung des

_$ 193 Abs„ 1 des Sozialgerichtsgesetzeso
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